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Text 

Genossenschaften mit Beitrittszwang. 

§ 75. (1) Wenn über Zweck, Umfang und Art eines Unternehmens (§ 73) keine Vereinbarung aller 
Beteiligten zustande kommt, das Unternehmen aber von einer Mehrheit der Beteiligten begehrt wird und 
von unzweifelhaftem Nutzen ist, sich ferner ohne Ausdehnung auf Liegenschaften oder Anlagen einer 
widerstrebenden Minderheit technisch und wirtschaftlich nicht zweckmäßig durchführen läßt, hat die 
Wasserrechtsbehörde die widerstrebenden Beteiligten auf Antrag der Mehrheit durch Bescheid zu 
verhalten, der zu bildenden Genossenschaft beizutreten. Unter den gleichen Voraussetzungen kann eine 
freiwillige Genossenschaft in eine Genossenschaft mit Beitrittszwang umgebildet werden. 

(2) Beteiligte, denen aus der Teilnahme am genossenschaftlichen Unternehmen kein Nutzen 
erwächst, können zum Beitritt nur insoweit verhalten werden, als sie durch unmittelbare oder mittelbare 
Änderung der Abflußverhältnisse oder der Bodengestaltung, durch Verunreinigung von Gewässern oder 
durch sonstige Eingriffe in den Wasserhaushalt das genossenschaftliche Unternehmen mitveranlaßt 
haben. 

(3) Die Wasserrechtsbehörde hat nach Ermittlung aller für die Bildung der Genossenschaft 
maßgebenden Umstände zunächst den Umfang des Unternehmens klarzustellen und zu bestimmen, 
welche Liegenschaften oder Anlagen und in welchem Ausmaße sie bei Bildung der Genossenschaft als 
beteiligt anzusehen sind. Hierauf ist das Verhältnis der für und der gegen das Unternehmen abgegebenen 
Stimmen zu ermitteln; wer sich nicht oder nicht bestimmt erklärt hat, ist den für das Unternehmen 
Stimmenden beizuzählen. 

(4) Die zur Geltendmachung des Beitrittszwanges erforderliche Mehrheit ist nach dem Maßstabe für 
die Aufteilung der Kosten (§ 78) zu berechnen. 

(5) Ergibt sich nicht die gesetzlich erforderliche Stimmenmehrheit oder sind die sonstigen 
Erfordernisse nicht vorhanden, so daß ein Zwang gegen die Minderheit nicht gerechtfertigt ist, so hat sich 
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die behördliche Entscheidung auf den Ausspruch zu beschränken, daß die den Beitritt Verweigernden 
hiezu nicht verhalten werden können. 
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